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MPSP Mügge Personal GmbH 
Herforder Straße 69 · 33602 Bielefeld 

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 
der MPSP Mügge Personal GmbH für Arbeitnehmerüberlassung und Personalvermittlung 

Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend „AGB“) gelten für sämtliche Leistungen der 

Arbeitnehmerüberlassung (ANÜ) und der Personalvermittlung, die die MPSP Mügge Personal GmbH, Herforder 

Straße 69, 33602 Bielefeld, vertreten durch die Geschäftsführer Mick Mügge und Valentino Pavlovic (nachfolgend 

„MPSP“ oder „wir“ genannt), gegenüber Unternehmen (nachfolgend „Auftraggeber“ oder „Kunde“) erbringt. 

Maßgeblich ist stets die zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses gültige Fassung dieser AGB. 

Diese AGB gelten ausschließlich. Entgegenstehende, abweichende oder ergänzende Allgemeine 

Geschäftsbedingungen des Auftraggebers werden nicht Vertragsbestandteil, es sei denn, MPSP stimmt ihrer 

Geltung ausdrücklich schriftlich zu. Dies gilt auch dann, wenn MPSP in Kenntnis entgegenstehender oder 

abweichender Bedingungen des Auftraggebers die Leistung vorbehaltlos erbringt. 

Stand: Juli 2026 

§ 1 Geltungsbereich und Vertragspartner 

1.1 Diese AGB gelten für alle gegenwärtigen und zukünftigen Geschäftsbeziehungen zwischen MPSP und dem 

Auftraggeber im Zusammenhang mit der Arbeitnehmerüberlassung und der Personalvermittlung, auch wenn sie 

bei künftigen Verträgen nicht nochmals ausdrücklich einbezogen werden. 

1.2 Vertragspartner des Auftraggebers ist ausschließlich die MPSP Mügge Personal GmbH. 

1.3 Diese AGB gelten nur gegenüber Unternehmern im Sinne des § 14 BGB, juristischen Personen des 

öffentlichen Rechts sowie öffentlich-rechtlichen Sondervermögen. 

§ 2 Zustandekommen des Vertrages 

2.1 Anfragen und Angebote von MPSP sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als 

verbindlich gekennzeichnet sind. 

2.2 Ein Vertrag kommt durch die schriftliche, in Textform (§ 126b BGB, z. B. E-Mail) erteilte Beauftragung des 

Auftraggebers und deren Bestätigung durch MPSP zustande. Bei der Personalvermittlung gilt der Vertrag 

spätestens mit der erstmaligen Vorstellung eines Kandidaten beim Auftraggeber als wirksam zustande 

gekommen, sofern der Auftraggeber diese Vorstellung angenommen oder nicht unverzüglich zurückgewiesen 

hat. 

2.3 Für die Arbeitnehmerüberlassung wird zusätzlich zu diesen AGB in jedem Einzelfall ein gesonderter 

Arbeitnehmerüberlassungsvertrag (nachfolgend „ANÜ-Vertrag“) in Textform geschlossen, der insbesondere den 

Einsatzort, die Tätigkeit, den Stundenverrechnungssatz sowie die voraussichtliche Einsatzdauer regelt. Bei 

Widersprüchen zwischen dem ANÜ-Vertrag und diesen AGB geht der ANÜ-Vertrag vor. 

2.4 Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Textform; dies gilt 

auch für die Änderung dieses Schriftformerfordernisses selbst. 
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§ 3 Erlaubnis nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 

3.1 MPSP verfügt über die nach § 1 AÜG erforderliche Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung, 

erteilt durch die zuständige Agentur für Arbeit. Der Auftraggeber kann den Nachweis der gültigen Erlaubnis 

jederzeit anfordern. 

3.2 MPSP verpflichtet sich, den Auftraggeber unverzüglich zu informieren, sollte die Erlaubnis widerrufen, nicht 

verlängert oder in sonstiger Weise eingeschränkt werden. 

§ 4 Leistungen von MPSP 

4.1 Personalvermittlung 

Im Rahmen der Personalvermittlung erbringt MPSP insbesondere folgende Leistungen: 

●​ Sichtung, Vorauswahl und fachliche Prüfung geeigneter Kandidaten; 

●​ Koordination und Vorstellung der Kandidaten beim Auftraggeber; 

●​ Unterstützung bei der Terminierung und Organisation von Vorstellungsgesprächen; 

●​ Weiterleitung relevanter Bewerbungsunterlagen (Lebenslauf, Zeugnisse, Qualifikationsnachweise) mit 

Einwilligung des Kandidaten; 

●​ Unterstützung bei Gehalts- und Vertragsverhandlungen auf Wunsch des Auftraggebers. 

Die Personalvermittlung stellt keine Zusicherung der Eignung eines Kandidaten für eine bestimmte Position dar; 

die Einstellungsentscheidung obliegt allein dem Auftraggeber. 

4.2 Arbeitnehmerüberlassung 

MPSP überlässt dem Auftraggeber im Rahmen der Arbeitnehmerüberlassung eigene, bei MPSP fest angestellte 

Arbeitnehmer (insbesondere Lokführer/Triebfahrzeugführer) zur vorübergehenden Arbeitsleistung nach 

Maßgabe des jeweiligen ANÜ-Vertrags. Die fachliche und arbeitsschutzrechtliche Weisungsbefugnis gegenüber 

dem überlassenen Arbeitnehmer geht während der Überlassung auf den Auftraggeber über; die 

arbeitsvertragliche (personelle) Weisungsbefugnis verbleibt bei MPSP. 

Die Auswahl der überlassenen Arbeitnehmer erfolgt nach den vom Auftraggeber mitgeteilten fachlichen 

Anforderungen (u. a. erforderliche Streckenkenntnisse, Baureihenberechtigungen, Fahrerlaubnisse nach TfV). 

MPSP kann eingesetzte Arbeitnehmer im Rahmen des laufenden Einsatzes durch fachlich gleichwertiges Personal 

ersetzen, sofern berechtigte betriebliche Interessen des Auftraggebers dadurch nicht beeinträchtigt werden und 

der Auftraggeber rechtzeitig informiert wird. 

4.2.1 Überlassungshöchstdauer: MPSP weist darauf hin, dass gemäß § 1 Abs. 1b AÜG ein Leiharbeitnehmer 

grundsätzlich nicht länger als 18 aufeinanderfolgende Monate demselben Entleiher überlassen werden darf, 

soweit keine abweichende tarifvertragliche Regelung greift. Der Auftraggeber ist verpflichtet, MPSP unverzüglich 

über vorangegangene Einsatzzeiten des jeweiligen Arbeitnehmers bei ihm zu informieren, sofern ihm solche 

bekannt sind, damit die gesetzliche Höchstüberlassungsdauer eingehalten werden kann. 

4.2.2 Equal Pay / Equal Treatment: Für die überlassenen Arbeitnehmer gelten, soweit nicht ein wirksam in Bezug 

genommener Tarifvertrag der Zeitarbeitsbranche und dessen Abweichungsmöglichkeiten greifen, die 

wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts, die im Betrieb des Auftraggebers für einen 

vergleichbaren Arbeitnehmer gelten (§ 8 AÜG). Der Auftraggeber verpflichtet sich, MPSP auf Anforderung die zur 

Ermittlung des Equal-Pay-Entgelts sowie der maßgeblichen Arbeitsbedingungen erforderlichen Auskünfte 

unverzüglich und vollständig zu erteilen. Für Nachteile, die MPSP aus unrichtigen, unvollständigen oder 

verspäteten Auskünften des Auftraggebers entstehen, haftet der Auftraggeber. 
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§ 5 Mitwirkungs- und Sorgfaltspflichten des Auftraggebers 

5.1 Der Auftraggeber ist verpflichtet, MPSP vor Einsatzbeginn wahrheitsgemäß und vollständig über Art der 

Tätigkeit, Einsatzort, erforderliche Qualifikationen, besondere Gefahren sowie die im Betrieb geltenden 

wesentlichen Arbeitsbedingungen zu informieren. 

5.2 Der Auftraggeber ist verpflichtet, sämtliche zum Schutz von Leben und Gesundheit der überlassenen 

Arbeitnehmer erforderlichen Vorschriften des öffentlichen Arbeitsschutzrechts sowie die 

Unfallverhütungsvorschriften am Einsatzort einzuhalten und für eine ordnungsgemäße arbeitsplatzbezogene 

Unterweisung zu sorgen. Er stellt die nach § 11 Abs. 6 AÜG erforderlichen Angaben (u. a. Arbeitszeitnachweise) 

zur Verfügung. 

5.3 Der Auftraggeber übermittelt MPSP zeitnah, spätestens innerhalb von fünf Werktagen nach Abschluss einer 

Abrechnungsperiode, die von den überlassenen Arbeitnehmern geleisteten Arbeitsstunden einschließlich 

etwaiger Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit in geeigneter, prüffähiger Form (z. B. unterzeichnete 

Stundennachweise). Unterbleibt dies, ist MPSP berechtigt, auf Grundlage der ihr vorliegenden Aufzeichnungen 

(Dienstpläne, Aufzeichnungen des Arbeitnehmers) abzurechnen; der Auftraggeber trägt in diesem Fall die 

Beweislast für abweichende Stundenansätze. 

5.4 Arbeitsunfälle der überlassenen Arbeitnehmer sind MPSP unverzüglich, spätestens innerhalb von 24 

Stunden, anzuzeigen. 

5.5 Der Auftraggeber setzt überlassene Arbeitnehmer ausschließlich im Rahmen der im ANÜ-Vertrag 

vereinbarten Tätigkeit und nur innerhalb der gesetzlichen und tarifvertraglichen Vorgaben ein und überlässt sie 

nicht ohne vorherige schriftliche Zustimmung von MPSP an Dritte weiter. 

§ 6 Vergütung und Zahlungsbedingungen 

6.1 Personalvermittlung 

Die Vergütung für die Personalvermittlung wird auf Erfolgsbasis erhoben und wird fällig mit der 

rechtsverbindlichen Unterzeichnung eines Arbeitsvertrages zwischen dem Auftraggeber und dem vermittelten 

Kandidaten, unabhängig vom tatsächlichen Arbeitsantritt. Das Vermittlungshonorar beträgt, sofern im Einzelfall 

nicht abweichend vereinbart, 25 % des vereinbarten Bruttojahresgehalts (Grundgehalt zzgl. garantierter Zulagen 

und Boni) des vermittelten Kandidaten, zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer. 

6.2 Arbeitnehmerüberlassung 

Die Abrechnung der Arbeitnehmerüberlassung erfolgt auf Basis der tatsächlich geleisteten und nachgewiesenen 

Arbeitsstunden der überlassenen Arbeitnehmer zu dem im ANÜ-Vertrag vereinbarten Stundenverrechnungssatz. 

Der Stundenverrechnungssatz deckt sämtliche Lohnkosten, Lohnnebenkosten, Sozialversicherungsbeiträge sowie 

die betriebliche Verwaltung ab. Zuschläge (Nacht-, Sonn-, Feiertagsarbeit), Verpflegungsmehraufwand sowie 

Reise- und Übernachtungskosten der überlassenen Arbeitnehmer werden, soweit nicht bereits im 

Stundenverrechnungssatz enthalten, gesondert nach den im ANÜ-Vertrag vereinbarten Sätzen in Rechnung 

gestellt. 

6.3 Rechnungsstellung, Fälligkeit, Zahlungsverzug 

Rechnungen von MPSP sind, sofern im ANÜ-Vertrag nicht abweichend vereinbart, innerhalb von 14 Tagen nach 

Rechnungsdatum ohne Abzug zur Zahlung fällig. Bei Zahlungsverzug ist MPSP berechtigt, Verzugszinsen in 

gesetzlicher Höhe (§ 288 BGB) sowie die Pauschale nach § 288 Abs. 5 BGB geltend zu machen; die 

Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens bleibt vorbehalten.  
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Bei erheblichem Zahlungsverzug ist MPSP berechtigt, weitere Leistungen bis zum Ausgleich fälliger Forderungen 

zurückzuhalten oder den Einsatz überlassener Arbeitnehmer auszusetzen; hierauf zurückzuführende 

Verzögerungen oder Ausfälle gehen nicht zu Lasten von MPSP. 

Preisanpassungen (insbesondere infolge tariflicher Lohnerhöhungen, gesetzlicher Mindestlohnanpassungen oder 

gestiegener Sozialversicherungsbeiträge) kann MPSP mit einer Ankündigungsfrist von vier Wochen zum 

jeweiligen Monatsende schriftlich geltend machen. 

6.4 Aufrechnung und Zurückbehaltungsrecht 

Der Auftraggeber ist zur Aufrechnung nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen 

berechtigt. Ein Zurückbehaltungsrecht steht dem Auftraggeber nur wegen Gegenansprüchen aus demselben 

Vertragsverhältnis zu. 

§ 7 Abwerbe- und Übernahmeschutz / Vermittlungsprovision 

7.1 Der Auftraggeber verpflichtet sich, während der Dauer eines ANÜ-Einsatzes sowie für einen Zeitraum von 

zwölf Monaten nach dessen Beendigung überlassene oder vermittelte Arbeitnehmer nicht ohne vorherige 

Zustimmung von MPSP direkt oder über Dritte abzuwerben, in ein eigenes Anstellungsverhältnis zu übernehmen 

oder ihnen einen entsprechenden Auftrag als Selbstständiger zu erteilen. 

7.2 Übernimmt der Auftraggeber einen überlassenen oder vermittelten Arbeitnehmer innerhalb der in Ziffer 7.1 

genannten Frist in ein eigenes Arbeits-, Dienst- oder sonstiges Vertragsverhältnis, ist MPSP berechtigt, eine 

Vermittlungsprovision in Höhe von 20 % des Bruttojahresgehalts zu verlangen, das der Arbeitnehmer beim 

Auftraggeber im ersten vollen Beschäftigungsjahr erzielt bzw. voraussichtlich erzielen wird, zuzüglich gesetzlicher 

Umsatzsteuer. Die Provision ermäßigt sich um jeweils ein Zwölftel für jeden vollen Monat, den der ANÜ-Einsatz 

zum Zeitpunkt der Übernahme bereits ununterbrochen angedauert hat, sofern die Übernahme erst nach Ablauf 

des ersten Einsatzjahres erfolgt; § 9 Nr. 1b, § 9 Abs. 2 AÜG bleiben unberührt. 

7.3 Unberührt bleibt das gesetzliche Recht des Arbeitnehmers und des Entleihers zur Begründung eines 

Arbeitsverhältnisses nach Ablauf der Überlassung (§ 9 Abs. 1 Nr. 3, § 9 Abs. 2 AÜG); Ziffer 7.2 begründet lediglich 

einen Vergütungsanspruch von MPSP und schränkt dieses Recht nicht ein. 

§ 8 Haftung 

8.1 Personalvermittlung: MPSP haftet für die sorgfältige, dem Stand der ihr vorliegenden Informationen 

entsprechende Auswahl und Prüfung der vorgestellten Kandidaten. Eine Garantie für die Eignung, Zuverlässigkeit 

oder den Verbleib eines vermittelten Kandidaten übernimmt MPSP nicht. 

8.2 Arbeitnehmerüberlassung: MPSP haftet für die ordnungsgemäße Auswahl und arbeitsvertragliche 

Ausstattung der überlassenen Arbeitnehmer sowie für die Einhaltung ihrer eigenen gesetzlichen Pflichten als 

Verleiher. Für Schäden, die ein überlassener Arbeitnehmer im Rahmen seiner Tätigkeit beim Auftraggeber 

verursacht, haftet MPSP nur, soweit den Arbeitnehmer nach den Grundsätzen des innerbetrieblichen 

Schadensausgleichs eine entsprechende Haftung träfe und MPSP diese Haftung zu vertreten hat; im Übrigen 

richtet sich die Haftung des Arbeitnehmers gegenüber dem Auftraggeber unmittelbar nach den allgemeinen 

arbeitsrechtlichen Grundsätzen. 
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8.3 Im Übrigen haftet MPSP – gleich aus welchem Rechtsgrund – unbeschränkt nur für Schäden aus der 

Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen 

Pflichtverletzung von MPSP, ihrer gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen, sowie für sonstige 

Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung von MPSP, ihrer gesetzlichen 

Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen, sowie nach Maßgabe des Produkthaftungsgesetzes. 

8.4 Bei leicht fahrlässiger Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Kardinalpflicht), deren Erfüllung die 

ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 

Auftraggeber regelmäßig vertrauen darf, ist die Haftung von MPSP der Höhe nach begrenzt auf den bei 

Vertragsschluss vorhersehbaren, vertragstypischen Schaden, höchstens jedoch auf das Dreifache des für den 

betroffenen Einsatz bzw. die betroffene Vermittlung vereinbarten Nettohonorars der letzten zwölf Monate vor 

dem schadensauslösenden Ereignis, sofern nicht ein Fall der Ziffer 8.3 vorliegt. 

8.5 Im Übrigen ist die Haftung von MPSP für leicht fahrlässige Pflichtverletzungen ausgeschlossen. Eine Haftung 

für mittelbare Schäden, entgangenen Gewinn, Betriebsunterbrechung oder ausgebliebene Einsparungen ist, 

soweit gesetzlich zulässig, ausgeschlossen. 

8.6 Die vorstehenden Haftungsbeschränkungen gelten auch zugunsten der Organe, gesetzlichen Vertreter, 

Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen von MPSP. 

§ 9 Geheimhaltung, Datenschutz und Datenverarbeitung 

9.1 Beide Parteien verpflichten sich, sämtliche im Rahmen der Zusammenarbeit erlangten vertraulichen 

Informationen und Geschäftsgeheimnisse im Sinne des Geschäftsgeheimnisgesetzes (GeschGehG) streng 

vertraulich zu behandeln, nur zum Zweck der Vertragsdurchführung zu verwenden und nicht ohne vorherige 

schriftliche Zustimmung an Dritte weiterzugeben. Diese Verpflichtung gilt auch nach Beendigung des 

Vertragsverhältnisses fort. 

9.2 MPSP und der Auftraggeber verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit der 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG). Personenbezogene Daten 

werden nur im Rahmen der Vertragsdurchführung sowie zur Erfüllung gesetzlicher Pflichten verarbeitet und nur 

weitergegeben, soweit dies zur Vertragsdurchführung erforderlich, gesetzlich zulässig oder eine Einwilligung der 

betroffenen Person eingeholt worden ist. 

9.3 Der Auftraggeber verpflichtet sich, personenbezogene Daten der von MPSP überlassenen oder vermittelten 

Arbeitnehmer ausschließlich im Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorschriften und nur zu dem im Vertrag 

vorgesehenen Zweck zu verarbeiten sowie angemessene technische und organisatorische Maßnahmen zum 

Schutz dieser Daten zu treffen. 

9.4 Für die Verarbeitung von Daten über das Kontaktformular auf der Website von MPSP werden nur die zur 

Bearbeitung der jeweiligen Anfrage erforderlichen Daten (in der Regel Name und E-Mail-Adresse) erhoben und 

ausschließlich zu diesem Zweck verarbeitet. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO (Vertragserfüllung bzw. 

vorvertragliche Maßnahmen) bzw. Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO (berechtigtes Interesse). MPSP setzt auf ihrer 

Website ferner Tracking-Technologien ein; nähere Informationen hierzu sowie zu den Rechten der betroffenen 

Personen enthält die gesonderte Datenschutzerklärung auf der Website von MPSP. 
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§ 10 Aufwandsersatz bei Rücknahme von Anfragen und Eigenbesetzung 

10.1 Erteilt der Auftraggeber MPSP eine konkrete Anfrage zur Personalbeschaffung – mündlich, telefonisch oder 

schriftlich – und bestätigt MPSP daraufhin die Vermittlungs- oder Rekrutierungsleistung in Textform unter 

Angabe der Konditionen (z. B. Honorarhöhe, gesuchte Position), so gilt dies als verbindlicher Vermittlungsauftrag, 

sofern der Auftraggeber dem nicht binnen 24 Stunden nach Zugang der Bestätigung ausdrücklich widerspricht. 

10.2 Gibt der Auftraggeber nach Erhalt der schriftlichen Bestätigung keine Rückmeldung zu übermittelten 

Kandidatenprofilen, lehnt er alle vorgestellten Kandidaten ohne nachvollziehbare, sachliche Begründung ab, oder 

teilt er MPSP erst nach Vorstellung von Kandidaten mit, dass die Position bereits intern oder eigenständig besetzt 

wurde, ist MPSP berechtigt, einen pauschalen Aufwandsersatz in Höhe von 15 % des vereinbarten 

Vermittlungshonorars geltend zu machen. 

10.3 Der pauschale Aufwandsersatz nach Ziffer 10.2 gilt entsprechend, wenn der Auftraggeber es versäumt, 

MPSP rechtzeitig – spätestens vor Übermittlung des ersten Kandidatenprofils – darüber zu informieren, dass 

keine Vakanz mehr besteht oder bereits eigenständig ein geeigneter Kandidat gefunden und eingestellt wurde. 

10.4 Berechnungsgrundlage für den Aufwandsersatz ist das ursprünglich angegebene oder das für die 

betreffende Position übliche Jahresbruttogehalt. Dem Auftraggeber bleibt der Nachweis unbenommen, dass 

MPSP kein oder ein wesentlich geringerer Aufwand entstanden ist. 

§ 11 Laufzeit und Kündigung 

11.1 Der Personalvermittlungsauftrag endet mit erfolgreicher Vermittlung (Vertragsunterzeichnung zwischen 

Auftraggeber und Kandidat), durch Zeitablauf einer vereinbarten Befristung oder durch Kündigung des 

Auftraggebers vor erfolgter Vermittlung; § 10 bleibt in diesem Fall unberührt. 

11.2 Der ANÜ-Vertrag kann von jeder Partei mit einer Frist von 30 Tagen zum Monatsende in Textform gekündigt 

werden, sofern im jeweiligen ANÜ-Vertrag keine abweichende Laufzeit oder Kündigungsfrist vereinbart ist. Das 

Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt für beide Parteien unberührt; ein wichtiger 

Grund liegt für MPSP insbesondere vor bei Zahlungsverzug des Auftraggebers über mehr als 14 Tage trotz 

Mahnung, bei wiederholten oder schwerwiegenden Verstößen gegen Arbeitsschutzpflichten sowie bei 

Gefährdung von Leib oder Leben des überlassenen Arbeitnehmers. 

11.3 Endet ein Einsatz vorzeitig aus Gründen, die der Auftraggeber zu vertreten hat (z. B. unberechtigte 

Beendigung ohne Einhaltung der Kündigungsfrist), bleibt der Vergütungsanspruch von MPSP für die Dauer der 

ordentlichen Kündigungsfrist unberührt, soweit MPSP den überlassenen Arbeitnehmer nicht anderweitig 

wirtschaftlich sinnvoll einsetzen kann; ersparte Aufwendungen werden angerechnet. 

§ 12 Höhere Gewalt 

Ereignisse höherer Gewalt (u. a. Naturkatastrophen, behördliche Anordnungen, Streik, Pandemie, Ausfall von 

Verkehrsinfrastruktur) berechtigen die betroffene Partei, die Erfüllung ihrer Leistungspflichten für die Dauer der 

Störung und im Umfang ihrer Auswirkung auszusetzen. Dauert die Störung länger als vier Wochen an, ist jede 

Partei berechtigt, vom Vertrag hinsichtlich des noch nicht erfüllten Teils zurückzutreten bzw. den ANÜ-Vertrag 

außerordentlich zu kündigen. 
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§ 13 Gerichtsstand, Erfüllungsort und anwendbares Recht 

13.1 Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG). 

13.2 Erfüllungsort für alle Leistungen aus diesem Vertragsverhältnis ist der Sitz von MPSP in Bielefeld. 

13.3 Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesem 

Vertragsverhältnis ist, soweit gesetzlich zulässig, Bielefeld. MPSP ist berechtigt, den Auftraggeber auch an dessen 

allgemeinem Gerichtsstand zu verklagen. 

§ 14 Schlussbestimmungen 

14.1 Änderungen und Ergänzungen dieser AGB sowie des jeweiligen ANÜ-Vertrags bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 

der Textform; dies gilt auch für die Änderung dieses Schriftformerfordernisses. 

14.2 Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, Ansprüche aus diesem Vertragsverhältnis ohne vorherige schriftliche 

Zustimmung von MPSP an Dritte abzutreten. 

14.3 Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB unwirksam sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der 

übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gilt diejenige wirksame 

Regelung als vereinbart, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt. 

Entsprechendes gilt für etwaige Regelungslücken. 

14.4 Detaillierte Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten, insbesondere zu Art, Umfang und 

Zweck der Verarbeitung sowie zu den Rechten der betroffenen Personen, enthält die gesonderte 

Datenschutzerklärung von MPSP, abrufbar auf der Website der MPSP Mügge Personal GmbH. 

 

MPSP Mügge Personal GmbH 
Herforder Straße 69 · 33602 Bielefeld 

Geschäftsführer: Mick Mügge 

Sitz der Gesellschaft: Bielefeld · Registergericht: Amtsgericht Bielefeld · HRB 46747 · USt-IdNr.: DE462058799 
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